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TEXT
FESTSETZUNGEN gem. § 9 BauGB und BauNVO

1) Gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. § 19 (4) BauNVO

Die nach § 19 (4) BauNVO zulässige Überschreitung der höchstzulässigen GRZ für Garagen und Stell-
plätze mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen i.S.d. § 14 BauNVO und bauliche Anlagen unterhalb der Ge-
ländeoberfläche ist unzulässig.  

2) Gem. § 9 (1) Nr. 1 u. (2) BauGB i.V.m. § 16 (2) Nr. 4 BauNVO

Die Traufhöhe der Gebäude darf die Höhe von 7,00 m talseitig und 3,70 m bergseitig an der festgesetz-
ten Baugrenze bezogen auf das derzeitige natürlich gewachsene Geländeniveau nicht überschreiten.

3) Gem. § 9 (1) Nr. 6 BauGB

Je Wohngebäude (Einzelhaus oder Doppelhaushälfte)  sind maximal 2 Wohneinheiten zulässig. 

4) Gem. §  9 (1) Nr. 25  BauGB

Pro 400 qm Grundstücksfläche ist mindestens ein hochstämmiger bodenständiger Laubbaum oder 
Obstbaum zu pflanzen.

5) Gem. §  9 (1a) BauGB

Die externe Ausgleichsmaßnahme bzw. -fläche in der Gemarkung Westheim, Flur 1, Flurstück 689 tlw.
wird dem Eingriffsverursacher "Reines Wohngebiet" als Ausgleichsmaßnahme bzw. -fläche zugeordnet.

RECHTSGRUNDLAGEN
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141), in der
zuletzt geänderten Fassung.

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO -) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), in der zuletzt geänderten Fassung. 

Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.12.1990 
(BGBl. I 1991 S. 58).

Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen Landesbauordnung (BauO NRW) in der Bekanntma-
chung der Neufassung vom 01.03.2000 (GV NW S. 256), in der zuletzt geänderten Fassung.

Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994
(GV NW S. 666), in der zuletzt geänderten Fassung.

Wassergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz - LWG NW -) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV NW S. 926), in der zuletzt geänderten Fassung.

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG -) in der Fassung der Be-
kanntmachung der Neufassung des Wassserhaushaltsgesetzes vom 18.11.1996, in der zuletzt geänderten
Fassung. 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.04.2002
(BGBl. I S. 1193).

Landschaftsgesetz NW (LG NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.07.2000 (GV NW S. 568).

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) vom 12.02.1990 (BGBl. I S. 205), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27.07.2001 (BGBl. I S. 1950).

AUFSTELLUNGSVERFAHREN
Die Übereinstimmung der Bestandsangaben mit dem Liegenschaftskataster und der Örtlichkeit für den Gel-
tungsbereich dieses Bebauungsplanes wird bescheinigt. 

, den

Für die Richtigkeit der kartografischen Darstellung des örtlichen Zustandes und die geometrische Festlegung
der städtebaulichen Planung.

, den

Der Planungsausschuss der Stadt hat am      nach §§ 2 Abs. 1 - 5 , 4  Abs. 1 und 8 Abs.  2 des
Baugesetzbuches beschlossen, diesen Bebauungsplan  aufzustellen. Dieser Beschluss ist am 

ortsüblich bekannt gemacht worden.
Marsberg , den 

Bürgermeister 

Die Beteiligung der Bürger an der Bauleitplanung hat am    gem. § 3 Abs. 1 des Baugesetz-
buches stattgefunden.
Marsberg , den 

Bürgermeister 

Der Planungsausschuss der Stadt hat am     nach § 3 Abs. 2 des Baugesetzbuches beschlos-
sen, diesen  Bebauungsplan - Entwurf mit Begründung - öffentlich auszulegen.
Marsberg , den 

Bürgermeister 

Dieser Bebauungsplan - Entwurf mit Begründung - hat nach § 3 Abs. 2 des Baugesetzbuches in der Zeit vom
   bis     einschließlich zu jedermanns Einsicht  öffentlich ausgelegen.

Marsberg , den 

Bürgermeister 

Der Rat der Stadt hat am    nach § 10 des Baugesetzbuches diesen Bebauungsplan als Sat-
zung beschlossen.
Marsberg , den 

Bürgermeister 

Gem.  § 10 (3) des Baugesetzbuches ist der Beschluß des Bebauungsplanes am    ortsüblich
bekanntgemacht worden.
In dieser Bekanntmachung wurde ebenfalls auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3, Sätze 1 und 2 und Abs. 4,
des § 215 Abs. 1 des Baugesetzbuches sowie auf die Vorschriften des § 7 Abs. 6 GO NRW hingewiesen.
Der Bebauungsplan hat am     Rechtskraft erlangt.
Marsberg , den 

Bürgermeister 

PLANZEICHENERLÄUTERUNG
FESTSETZUNGEN gem. § 9 BauGB und BauNVO

ART DER BAULICHEN NUTZUNG gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB

WR Reines Wohngebiet

MASS DER BAULICHEN NUTZUNG gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB

I I Zahl der Vollgeschosse - als  Höchstmaß

0,4 Grundflächenzahl, siehe textliche Festsetzung Nr. 1

0,7 Geschoßflächenzahl

 TH max = Maximale Trauföhe bezogen auf derzeitig gewachsenes Geländeniveau
siehe textliche Festsetzung Nr. 2

BAUWEISE, BAULINIEN, BAUGRENZEN gem. § 9 (1) Nr. 2 BauGB

ED Nur Einzel - und  Doppelhäuser zulässig, siehe textliche Festsetzung Nr. 3

Baugrenze

SONSTIGE PLANZEICHEN

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes gem. § 9 (7) BauGB

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu belastende Flächen gem. § 9 (1) Nr. 21 BauGB

Mit Leitungsrecht belastete Fläche zugunsten der Versorgungsträger 

BESTANDSDARSTELLUNGEN UND HINWEISE 

Vorhandene Flurstücksgrenze

689 Vorhandene Flurstücksnummer

Vorhandene Entwässerungsleitung

Vorgeschlagene Grundstücksgrenze

FESTSETZUNGEN gem. § 86 BauO NW i.V.m. § 9 (4) BauGB

Stellung der Hauptgebäude (Hauptfirstrichtung)

35 - 42 ° Dachneigung

L

VERKEHRSFLÄCHEN gem. § 9 (1) Nr. 11 BauGB

Private Verkehrsfläche - landwirtschaftliche WegeflächeLW
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HINWEISE

BAUGESTALTERISCHE FESTSETZUNGEN 

Die baugestalterischen Festsetzungen gem. § 9 (4) BauGB i. V. m. § 86 BauNVO entsprechen den
Festsetzungen im rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 1 "Am Hoppenberg".

EXTERNE AUSGLEICHSMAßNAHME

Die Sicherung der Umsetzung der externen Ausgleichsmaßnahme in der Gemarkung Westheim, Flur 1,
Flurstück 689 tlw. erfolgt über einen städtebaulichen Vertrag gem. § 11 BauGB mit dem Bauherrn bzw.
Flächeneigentümer.


